
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Ja

Gesetz: BetrVG 1972 § 87 Abs. 1 Nr. Io, § 87 Abs. 1 Nr. 8,
§§ 88, 75, § 8o Abs. 2 Satz 1, § 2 Abs. 1, § 87 
Abs. 1 Nr. 9 Werkmietwohnungen; BetrVG 1952 § 56 
Wohlfahrtseinrichtungen, § 57; BGB § 242 Ruhege­
halt, § 242 Ruhegehalt-Pensionskassen, § 242 Ruhe­
gehalt-Unterstützungskassen, § 242 Ruhegehalt-Le­
bensversicherung; Gesetz zur Verbesserung der be­
trieblichen Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 
- BGBl. I, 561o - [BetrAVG] § 1 Abs. 5 Satz 1, § 1 
Abs. 4 Satz 1; BGB § 611 Akkordlohn, § 611 Deputat, 
§ 611 Entlohnung, § 611 Gratifikation, § 611 Für­
sorgepflicht, § 611 Prämie, § 611 Soziallohn, § 3o5 
Billigkeitskontrolle

Leitsätze:
1. Eine Sozialeinrichtung mit dem Ziel der betrieb­

lichen Altersversorgung, bei deren Verwaltung der 
Betriebsrat gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972 zu 
beteiligen ist, liegt nur dann vor, wenn die Al­
tersversorgung aus einem zweckgebundenen Sonderver­
mögen (z.B. Pensionskasse, Unterstützungskasse) ge­
leistet wird.

2. Wird betriebliche Altersversorgung durch generelle 
Direktzusagen oder Versicherungen gewährt, so un­
terliegt diese Art der Altersversorgung dem Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 
Nr. Io BetrVG 1972 mit folgendem Inhalt:
a) Der Arbeitgeber ist in vierfacher Beziehung frei 

nämlich darin, ob er finanzielle Mittel für die 
betriebliche Altersversorgung zur Verfügung 
stellen will, in welchem Umfang er das tun will, 
welche Versorgungsform er wählen will und wel­
chen Arbeitnehmerkreis er versorgen will.

b) Für ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 
Io BetrVG 1972 ist insoweit kein Raum, als eine 
gesetzliche oder tarifliche Regelung besteht.

c) In jedem Fall sind bei der Durchführung einer 
betrieblichen Altersversorgung Arbeitgeber und 
Betriebsrat an die Grundsätze von Recht und Bil­
ligkeit gebunden, und sie müssen die freie Ent­
faltung der im Betrieb beschäftigten Arbeitneh­
mer schützen (§75 BetrVG 1972).

3. a) Innerhalb des vorstehend zu 2a-c abgegrenzten 
Rahmens hat der Betriebsrat bei der Gestaltung 
der betrieblichen Altersversorgung mitzubestim­
men. Dazu gehört auch die Gestaltung des "Lei- 
stungsplanes", soweit nicht der Dotierungsrah­
men, die Grundform der Altersversorgung, und di< 
Abgrenzung des begünstigten Personenkreises be­
rührt werden.
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t>) Für das soeben dargestellte Mitbestimmungs­
recht stebt dem Betriebsrat ein Initiativ­
recht zu. Will er eine Änderung des Lei­
stungsplanes erreichen, muß er konstruktiv 
darlegen, wie dabei der vom Arbeitgeber vor­
gegebene Dotierungsrahmen gewahrt werden kann.

c) Über den vorstehend gekennzeichneten Rahmen 
hinaus hat der Betriebsrat das Recht, jede 
Versorgungsordnung auf ihre Vereinbarkeit mit 
§ 75 BetrVG 1972 zu überprüfen.

d) Vor Einführung einer betrieblichen Versorgungs­
ordnung muß der Arbeitgeber den Betriebsrat
so rechtzeitig und sachgerecht unterrichten, 
daß der Betriebsrat sein MitbeStimmungs- und 
Überwachungsrecht in der gebotenen Weise sorg­
fältig ausüben kann.

4. Durch Betriebsvereinbarung kann eine betrieb­
liche Ruhelohnordnung abgelöst werden (im An­
schluß an BAG 22, 252 [258 ff.] = AP Nr. 142 
zu § 242 BGB Ruhegehalt [zu B der Gründel; BAG 
23, 257 [267] = AP Nr. 5 zu § 57 BetrVG [zu II 4 der Gründe]).

Aktenzeichen: 3 ABR 15/74-
Beschluß des BAG vom 12* Juni 1975 LAG Hamburg
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2 Ta BV 8/73 Hamburg
Verkündet 
am 12. Juni 1975
gez. Sürig, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

B e s c h l u ß

In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 3o. Januar 1975 durch den 
Vorsitzenden Richter Professor Dr. Stumpf, die Richter 
Dr. Thomas und Dr. Dieterich sowie die ehrenamtlichen 
Richter Engel und Lichtenstein beschlossen:

1. Auf die Rechtsbeschwerde des Antragstellers 
wird der Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Hamburg vom 22. November 1973 - 2 Ta BV 8/73 - 
aufg-ehoben.

2. Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht 
zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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G r ü_n_d_e_£
I.

Die Antragsgegnerin ist ein Unternehmen mit etwa 5oo 
Beschäftigten. Im Dezember 1972 hat sie eine betriebliche 
Altersversorgung eingeführt. Sie gewährt auf der Grund­
lage einer VersorgungsOrdnung vom 15* Dezember 1972 Alters-, 
Invaliden- und Witwenrenten. Die Voraussetzungen für die 
Aufnahme in das Versorgungswerk, die anrechenbare Dienst­
zeit, der rentenfähige Arbeitsverdienst und ähnliche Fra­
gen sind differenziert geregelt. Die Versorgungsordnung 
wurde von einem Fachinstitut ausgearbeitet. Dieses Bera­
tungsunternehmen hat auch die versicherungsmathematische 
und steuerrechtliche Betreuung übernommen. Gemäß Ziff.
XVI 4 der Versorgungsordnung hat bei Zweifeln über die 
Auswahl und Anwendung der Berechnungsgrundlagen dieses 
Fachinstitut als Gutachter "nach pflichtgemäßem Ermessen" 
zu entscheiden. Der kaufmännische Leiter und Personalchef 
der Antragsgegnerin ist für die Ruhegeldberechnung im 
Einzelfall zuständig. Im Jahre 1973 wurde etwa drei Ver­
sorgungsfälle bearbeitet; für die Zukunft erwartet die 
Antragsgegnerin höchstens sechs neue Versorgungsfälle im 
Jahr.

Mit Schreiben vom 5* Januar 1973 hat der Betriebsrat 
ein Recht auf Mitbestimmung bei der Form, Ausgestaltung 
und Verwaltung des genannten Versorgungswerkes beansprucht 
und sich dabei auf § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972 berufen.
Die Antragsgegnerin ist dem mit Schreiben vom 17. Januar 
1973 entgegengetreten. In einer anschließenden Bespre­
chung mit zwei Herren der Geschäftsleitung trug der Be­
triebsrat zu der Versorgungsordnung vom 15. Dezember 1972 
zehn Änderungswünsche vor; die Antragsgegnerin lehnte diese 
Wünsche ab.

Der Betriebsrat hat geltend gemacht, er habe ein Mit­
bestimmungsrecht nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972. Das

-  3 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

Versorgungswerk der Antragsgegnerin stelle eine "Sozial" 
einrichtung" im Sinne des Gesetzes schon deshalb dar, 
weil die Antragsgegnerin die Verwaltung einem Beratungs­
unternehmen übertragen habe. Wie die Versorgungsleistun­
gen im einzelnen abgewickelt würden, sei demgegenüber 
unerheblich.

Der Betriebsrat hat beantragt,
festzustellen, daß er gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 8 
BetrVG 1972 bei Form, Ausgestaltung und Verwal­tung des betrieblichen Versorgungswerks der 
Antragsgegnerin mitbestimmen kann.

Die Antragsgegnerin hat beantragt, 
den Antrag zurückzuweisen.

Sie hat die Auffassung- vertreten, ein Mitbestimmungs­
recht des Betriebsrats scheide aus, weil ihre betriebliche 
Altersversorgung keine "Sozialeinrichtung" im Sinne des 
§ 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972 sei. Erforderlich sei nach 
der zum Betriebsverfassungsgesetz von 1952 entwickelten 
Rechtsprechung und Lehre, daß ein abgesonderter Teil kon­
kreter Mittel mit einer gewissen eigenen Organisation vor­
handen sei. Sie erbringe jedoch die Versorgungsleistun­
gen, die in der Versorgungsordnung- vom 15. Dezember 1972 
zugesagt wurden, aus Mitteln des Unternehmens. Ein Sonder­
vermögen sei nicht gebildet worden. Soweit sie in ihren 
Bilanzen Versorgungsrückstellungen ausweise, handele es 
sich lediglich um Buchposten.

Das Arbeitsgericht hat dem Antrag des Betriebsrats 
entsprochen. Das Landesarbeitsgericht hat ihn zurückge­
wiesen. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt 
der Betriebsrat seinen Feststellungsantrag weiter, wäh­
rend die Antragsgegnerin bittet, die Rechtsbeschwerde 
zurückzuweisen.

II.
Der Antrag des Betriebsrats ist zulässig. Inwieweit 

er auch in der Sache Erfolg haben muß, läßt sich aufgrund 
der bisherigen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 
noch nicht abschließend beurteilen.
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A. Das Landesarbeitsgericht geht davon aus, die Vor­
aussetzungen für ein Mitbestimmungsrecht nach § 87 Abs.
1 Nr. 8 BetrVG 1972 seien nicht erfüllt, weil das Ver­
sorgungswerk der Antragsgegnerin keine "Sozialeinrich­
tung” im Sinne des Gesetzes sei. Insoweit ist dem Lan­
desarbeitsgericht zu folgen.
1. § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972 ist keine völlig
neue Vorschrift, sondern knüpft an § 58 Abs. 1 Buchst, e 
BetrVG 1952 an. Damals hatte der Betriebsrat ein Mitbe­
stimmungsrecht bei der "Verwaltung von Wohlfahrtsein­
richtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb oder 
das Unternehmen beschränkt ist, ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform".

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
zu § 56 BetrVG 1952 setzte eine "Wohlfahrtseinrichtung" 
voraus, daß etwas vorhanden ist, was verwaltet werden 
kann. Erforderlich sei ein abgesonderter Teil konkreter 
Mittel mit einer gewissen eigenen Organisation; teil­
weise wurde noch zusätzlich gefordert, die Organisation 
dürfe nur Leistungen ohne Entgeltcharakter erbringen 
(BAG AP Nr. 5 zu § 56 BetrVG [Bl. 2 R, 3]; AP Nr. 3 zu 
§ 57 BetrVG [zu 2 a der Gründe]; BAG 15, 136 [139] =
AP Nr. 6 zu § 56 BetrVG Wohlfahrtseinrichtungen [Bl. 2]; 
BAG 17, 316 [318, 319] = AP Nr. 8 zu § 56 BetrVG Wohl- 
fahrtseinrichtungen [zu 1 der Gründe]). Diese Rechtspre­
chung entsprach der einhelligen Auffassung im Schrift­
tum (Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, J. Aufl. 
Bd. II, Halbbd. 2 S. 1367 f.; Nikisch, Arbeitsrecht, 2. 
Aufl., Bd. Ill S. 4o3 f.; Galperin-Siebert, BetrVG, 4. 
Aufl., § 56 Anm. 46; Fitting-Kraegeloh-Auffarth, BetrVG 
9. Aufl., § 56 Anm. 3^; vgl. auch zu der ähnlichen Vor­
schrift in § 66 Ziff. 9 des Betriebsrätegesetzes von 
192o: Flatow-Kahn-Freund, Betriebsrätegesetz, 13• Aufl.,
S. 3^6 ff. [347, 348]).
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Rechtsprechung und Lehre behandelten deshalb im 
Bereich der betrieblichen Altersversorgung nur Pensions­
kassen, Unterstützungskassen und ähnliche zweckgebundene 
Sondervermögen als "Wohlfahrtseinrichtungen", die der 
Mitbestimmung des Betriebsrats unterlagen (Galperin- 
Siebert, aaO, § 56 Anm. 6o; Fitting-Kraegeloh-Auffarth, 
aaO, § 56 Anm. 34; Heissmann, Die betrieblichen Ruhe­
geldverpflichtungen, 6. Aufl., S. 2o3 ff.; derselbe.
Das Mitbestimmungsrecht in der betrieblichen Altersver­
sorgung, i960, S. 15 ff.; Höhne in Handbuch der betrieb­
lichen Altersversorgung, 5« Aufl., S. 656 ff.). Ruhegeld­
ordnungen, deren Leistungen nicht über das Sondervermögen 
abgewickelt wurden, betrachtete man als mitbestimmungs­
frei, und zwar auch dann, wenn für sie Rückstellungen 
gebildet oder Rückdeckungsversicherungen abgeschlossen 
wurden (a. A. nur Klingelhöfer, Die Mitbestimmung, 1959* 
86 ff. [89 - 92]).
2. Im Laufe der Entstehungsgeschichte des Betriebsver­
fassungsgesetzes von 1972 ist der Begriff der mitbestim­
mungspflichtigen Einrichtungen nicht erneut diskutiert 
worden. Zwar ist in § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972 nicht 
mehr von "Wohlfahrtseinrichtungen", sondern von "Sozial­
einrichtungen" die Rede, damit sollte jedoch nur eine 
zeitgemäßere Bezeichnung für den alten Begriff gewählt 
werden. Eine Ausdehnung oder Einengung der Mitbestimmung 
war nach allgemeiner Ansicht in diesem Zusammenhang nicht 
beabsichtigt (Dietz-Richardi, BetrVG, 5. Aufl., § 87 
Anm. 226; GK-Wiese, BetrVG, § 87 Anm. 113; Fitting-Auf- 
farth-Kaiser, BetrVG, 11. Aufl., § 87 Anm. 4o ff.; Hanau, 
BetrAV, 1973* 19o [191 zu II Fußnote lo]; Weigel, BB, 
1974, 1583 [zu I 2 ]).

Für die betriebliche Altersversorgung folgt daraus, 
daß sich die Mitbestimmung des Betriebsrats unterschied­
lich gestaltet, je nachdem in welcher Form die Versor­
gungsleistungen erbracht werden. Eine Sozialeinrichtung,
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bei deren Verwaltung der Betriebsrat gemäß § 87 Abs. 1 
Nr. 8 BetrVG 1972 gleichberechtigt zu beteiligen wäre, 
liegt nur dann vor, wenn die Altersversorgung aus einem 
zweckgebundenen Sondervermögen geleistet wird, insbeson.fi 
dere durch Unterstützungs- oder Pensionskassen. Auch 
das Gesetz zur Verbesserung vom 19. Dezember 197^ (BGBl. 
I, 3610 ff. [BetrAVG]),spricht hur in diesem Zusammen­
hang von "Versorgungseinrichtungen" (vgl. § 1 Abs. 3 
Satz 1 und § 1 Abs. 4 Satz 1 BetrAVG).
3. Im vorliegenden Falle sollen nach den Feststellun­
gen des Landesarbeitsgerichts die Versorgungsleistungen 
der Antragsgegnerin nicht aus einem zweckgebundenen Son­
dervermögen, sondern aus den Erträgen des Unternehmens 
geleistet werden. Das Landesarbeitsgericht hat deshalb 
zutreffend das Vorliegen einer Sozialeinrichtung im 
Sinne des § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972 verneint. Das 
Begehren des Betriebsrats, ihn an der Form, Ausgestal­
tung und Verwaltung des betrieblichen Versorgungswerks 
zu beteiligen, ist daher aus § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 
1972 nicht zu rechtfertigen.
B. Es leuchtet schon vom Ergebnis her nicht recht ein, 
warum Altersversorgung, die über Sondervermögen gewährt 
wird, mitbestimmungspflichtig. Direktzusagen und Versor­
gungszusagen durch Versicherungen mitbestimmungsfrei 
sein sollen. Ein einsichtiger Grund für diese bisher 
gebilligte Differenzierung nach formalen Kriterien ist 
nicht zu erkennen. Bereits diese Überlegung hätte das 
Landesarbeitsgericht veranlassen müssen zu prüfen, ob 
das Begehren des Betriebsrats nicht wenigstens teilweise 
durch § 87 Abs. 1 Nr. Io BetrVG 1972 gestützt wird.
1. Unter der Geltung des Betriebsverfassungsgesetzes 
von 1952 wurden allerdings Mitbestimmungsrechte des Be­
triebsrats nur im Zusammenhang mit Wohlfahrtseinrich­
tungen diskutiert. Die anderen Tatbestände des Mitbe­
stimmungskatalogs (damals § 56 Abs. 1 BetrVG 1952)

- 7 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -

schieden von vornherein aus. Das hatte seinen Grund dar­
in, daß nach herrschender Ansicht nur formelle Arbeits­
bedingungen als mitbestimmungspflichtige Angelegenhei­
ten angesehen wurden (BAG AP Nr. 3 zu § 56 BetrVG Wohl­
fahrtseinrichtungen; BAG 12, 117 [12o] = AP Nr. 1 zu §
56 BetrVG Arbeitszeit [zu III 3 der Gründe] und BAG 12,
135 [139 f•] = AP Nr. 2 zu § 56 BetrVG Arbeitszeit [zu 
III 3 der Gründe]; Galperin-Siebert, BetrVG, 4. Auf!,, 
Vorbem. l8 vor § 56 BetrVG; Dietz, BetrVG, 4. Aufl.,
§ 56 Anm. 24 ff.; Neumann-Duesberg, Betriebsverfassungs­
recht, S. 475 zu Fußnote 58; Hueck-Niepperdey, Lehrbuch 
des Arbeitsrechts, 7. Aufl., Bd. II, Halbbd. 2 S. 1355 f.; 
Nikisch, Arbeitsrecht, 2. Aufl., Bd. Ill S. 374 ff.).
Auch die Mitbestimmung für den Bereich des Akkords und 
der Entlohnungsgrundsätze (§56 Abs. 1 g und h BetrVG 
1952) wurde in diesem Sinne beschränkt (BAG 13, 345 
[354 ff.]= AP Nr. 3 zu § 56 BetrVG Akkord [zu 4 der 
Gründe]; BAG 14, 164 [171 f.] = AP Nr. 2 zu § 56 BetrVG 
Entlohnung [zu 2 c der Gründe, Bl. 4,4 R]; BAG AP Nr. 3 
zu § 56 BetrVG Entlohnung [zu 4 der Gründe]; BAG AP Nr.
4 zu § 58 BetrVG Entlohnung [zu 3 b der Gründe, Bl. 3 R]). 
Insoweit ist allerdings schon immer die Ansicht vertre­
ten worden, sogenannte "technische" Arbeitsbedingungen 
unterlägen der Mitbestimmung bei der Ausgestaltung von 
Akkord- und Prämienregelungen (vgl. Hilger in Dietz- 
Gaül-Hilger, Akkord und Prämie, 2. Aufl., S. 153 ff. 
mit weiteren Nachweisen).

Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 hat die 
Unterscheidung zwischen materiellen und formellen Ar­
beitsbedingungen jedenfalls für einen Teil der in § 87 
BetrVG 1972 genannten Fallgruppen aufgegeben (so für 
§ 87 Abs. 1 Nr. 9 BetrVG 1972: BAG, Beschluß vom 13.
März 1973 - 1 ABR 16/72 - AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 
Werkmietwohnungen [zu II B 3 der Gründe]; auch zur Ver­
öffentlichung in Bd. 25 der Amtlichen Sammlung des Gerich'
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bestimmt; weitergehend und für eine generelle Aufhebung die­
ser Unterscheidung: Fitting-Auffarth-Kaiser, BetrVG, 11. Aufl., 
§ 87 Anm. 9; Dietz-Richardi, BetrVG, 5. Aufl., § 87 Anm. 32 
f.; GK-Wiese, BetrVG, § 87 Anm. 13 ff.» a.A.: Erdmann-Jur­
ging -Kammann , BetrVG, § 87 Anm. 7 ff.)* Insbesondere wurde 
das Mitbestimmungsrecht in Lohnfragen deutlich erweitert.
In § 87 Abs. 1 Nr. Io BetrVG 1972 ist zwar wie im alten Be­
triebsverfassungsgesetz von Entlohnungsgrundsätzen und Ent­
lohnungsmethoden die Rede, diese werden jedoch nur noch bei­
spielhaft als Fragen der betrieblichen Lohngestaltung ange­
führt, die insgesamt der Mitbestimmung des Betriebsrats un­
terst eilt worden sind.

Die Nr. Io des § 87 Abs. 1 BetrVG 1972 enthält nach überwi 
gender Ansicht eine Generalklausel, die nicht nur die un­
mittelbaren synallagmatischen Rechtsbeziehungen betrifft, 
also das Austauschverhältnis von Arbeitsleistung und Lohn 
im engeren Sinne, sondern alle Formen von Vergütung aus An­
laß eines Arbeitsverhältnisses, und zwar auch insoweit, als 
sie derzeit noch gar nicht bekannt sind (Fitting-Auffarth- 
Kaiser, BetrVG, 11. Aufl., § 87 Anm. 54-; GK-Wiese, BetrVG,
§ 87 Anm. 135» Dietz-Richardi, BetrVG, 5. Aufl., § 87 Anm.
279; Rumpff, AuR 1972, 65 /f72 f._7; a. A. Weigel, BB 1974-,
1583 /~1586 zu VI 3_7). Es soll ein umfassendes Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats in diesem Bereich sichergestellt 
werden (BT-Drucksache VI/1786, S. 49 zu § 87 Abs. 1 Nr. Io 
BetrVG 1972).
2. Die Vergütungsformen der Betriebspraxis sind außer­
ordentlich vielgestaltig. Es werden nicht nur bestimmte Ar­
beitsleistungen und deren Erfolg berücksichtigt (Zeitlohn, 
Gehalt, Provision, Akkord, Prämien usw.), auch die besonde­
ren Bedürfnisse des Arbeitnehmers, z.B. im Hinblick auf 
sein Alter, seine Verheiratung oder die Zahl seiner Kin­
der dienen als Anknüpfungspunkt. Man spricht hier im all­
gemeinen von "Soziallohn" (RAG ARS 4o, 15'!» Hueck-Nipper- 
dey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7. Aufl., Bd. I S. 28o 
/"zu § 4-0 III 5 c_7 und S. 3o5 zu Fußnote 33; Knolle,AR- 
Blattei, D-Blatt "Lohn III"; zur Funktion des Arbeitsver-
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iiältnisses vgl. insoweit: Wiedemann, Das Arbeitsverhältnis 
als Austausch.- und Gemeinschaftsverhältnis, 1966, S. 14 - 
21). Außerdem ist es mehr und mehr üblich geworden, Betriebs 
treue zu honorieren, die Tatsache also, daß der Arbeitnehmei 
sein Kündigungsrecht nicht ausübt. So wird die Betriebstreue 
eines Jahres vielfach in der Form von zusätzlichen Monatsge­
hältern, Gratifikationen oder ähnlichen Zuwendungen entgol­
ten. Daneben finden sich auch Urlaubsgratifikationen, Kohle­
deputate und ähnliches. Im Schrifttum wird überwiegend ange­
nommen, daß auch diese Sonderleistungen Entgeltcharakter ha­
ben und damit Teile der betrieblichen Lohngestaltung darstel 
len (Dietz-Richardi, BetrVG, 3« Aufl., § 87 Anm. 294; 
Fitting-Auffarth-Kaiser, BetrVG, 11. Aufl., § 87 Anm. 54,35; 
GK-Wiese, BetrVG, § 87 Anm. 138; Rumpff, AuR 1972, 63 [72]). 
Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats wird bejaht, so­
weit dem nicht der Grundsatz der Freiwilligkeit entgegen­
steht.
3. Die betriebliche Altersversorgung hat sowohl Versor­
gung s- als auch Entgeltcharakter. Sie ist auch Gegenleistung 
aus dem Arbeitsvertrag, wie der Senat stets betont hat (vgl. 
vor allem AP Nr. 3 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstützungs­
kassen [zu 2 b der Gründe] und BAG 24, 177 [183] = AP Nr.
156 zu § 242 BGB Ruhegehalt [ zu A II 2 a der Gründe]). In­
soweit dient sie wie die Gratifikationen der Vergütung für 
geleistete Betriebstreue, die aber weitaus längere Zeit er­
bracht worden sein muß. Es besteht ein gegenseitiges Aus­
tauschverhältnis von Leistung und Gegenleistung. Das Ruhe­
geld steht allerdings nicht in unmittelbarer Beziehung zu 
der eigentlichen Arbeitsleistung, kann also nicht als vor­
enthaltener Arbeitslohn bezeichnet werden. Das ändert jedocl 
nichts daran, daß es als Teil der betrieblichen Lohngestal­
tung in dem umfassenderen Sinne des § 87 Abs. 1 Nr. Io 
BetrVG anzusehen ist.
4. Die Annahme, daß betriebliche Versorgungsleistungen 
Entgeltcharakter haben und damit zur betrieblichen Lohnge­
staltung gehören, steht nicht im Widerspruch zu der herr­
schenden Auffassung, daß Pensions- und Unterstützungskassen 
Sozialeinrichtungen im Sinne des § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 
darstellen. Der Senat hat immer wieder darauf hingewiesen, 
daß Entgeltcharakter und Fürsorgecharakter einander nicht
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Io

ausschließen. Es ist daher nicht richtig, daß Sozialein­
richtungen immer nur Leistungen ohne Entgeltcharakter er­
bringen, wie das vielfach angenommen wird (Dietz-Richardi, 
BetrVG, 5* Aufl., § 87 Anm. 234- f.; Fitting-Auffarth-Kai- 
ser, BetrVG, 11. Aufl., § 87 Anm. 4-o; GK-Wiese, BetrVG,
§ 87 Anm. 115; Weigel, BB 1974-, 1583 /“1584- zu II 1.3 und 
1585 zu IV_7; im Anschluß an die ältere Rechtsprechung und 
Lehre, z.B. BAG AP Nr. 5 zu § 5® BetrVG /“Bl. 2 R, 3„7;
Dietz, BetrVG, 2. Aufl., § 58 Anm. 29 a). Es ist vielmehr 
möglich, daß mit Hilfe von Sozialeinrichtungen Leistungen 
erbracht werden, die zugleich Entgeltcharakter haben.

Bei Einrichtungen, die Sozialleistungen erbringen, rich­
tet sich die Mitbestimmung des Betriebsrats nach der beson­
deren Regelung des § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972. Fehlt hinge­
gen eine Einrichtung, so kommt auch bei Leistungen mit 
Doppelcharakter nur eine Mitbestimmung im Rahmen des § 87 
Abs. 1 Nr. Io BetrVG 1972 in Betracht.
5. Die Zuordnung der betrieblichen Altersversorgung zu 
den Fragen der betrieblichen Lohngestaltung besagt jedoch 
nur wenig darüber, inwieweit nach § 87 Abs. 1 Nr. Io BetrVG 
1972 ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats besteht.
Es sind nämlich die Besonderheiten der Versorgungsleistungen, 
insbesondere deren Freiwilligkeit zu berücksichtigen. Der 
Arbeitgeber ist nach geltendem Recht nicht verpflichtet, 
seinen Arbeitnehmern eine Altersversorgung zu verschaffen.
Ob und inwieweit er dies dennoch will, ist seiner freien 
Entscheidung überlassen. Daran hat auch das Gesetz zur Ver­
besserung der betrieblichen Altersversorgung vom 19. Dezem­
ber 1974- (BGBl. I, 381 o ff. /“BetrAVG_7) nichts geändert. 
Dieses Gesetz verpflichtet nicht zur Erteilung von Versor­
gungszusagen, sondern setzt nur deren Ausgestaltung Grenzen.

Die Entschließungsfreiheit des Arbeitgebers, ob und in­
wieweit er zusätzliche Leistungen an die Belegschaft er­
bringen will, soll durch die Mitbestimmunsrsrechte des § 87 
BetrVG 1972 nicht beschnitten werden.Das ergibt sich aus einer 
systemgerechten Auslegung des § 88 Nr. 2 BetrVG 1972 und 
entspricht der einhelligen Ansicht im Schrifttum (Dietz-
11
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Richardi, BetrVG, 5. Aufl., § 87 Anm. 28o; GK-Wiese, BetrVG,
§ 87 Anm. 136 ; Brecht, BetrVG, § 87 Anm. 28; Erdmann-Jürging- 
Kammann, BetrVG, § 87 Anm. 113; Hanau, BB 1972, 4-99 /~zu I 1_7 
Stadler, BB 1972, 8oo /“8o1 zu IV 1_7; Rumpff, AuR 1972, 65 
/“71 f. zu cc_7). Auch der Erste Senat des Bundesarbeitsge­
richts hat das zu den vergleichbaren Problemen bei Werkmiet­
wohnungen hervorgehoben (BAG AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972 
Werkmietwohnungen /’zu II B 3 der Gründe_7 mit insoweit zu­
stimmender Anmerkung von Richardi /"zu I 4_7; auch zur Ver­
öffentlichung in Bd. 23 der Amtlichen Sammlung des Gerichts 
bestimmt). Soweit die Entschließungsfreiheit des Arbeitgebers 
reicht, sind zwar freiwillige Betriebsvereinbarungen gemäß 
§ 88 BetrVG 1972 möglich; der Betriebsrat kann jedoch eine Rege 
lung nicht mit Hilfe der Einigungsstelle erzwingen.
6. Es kann im vorliegenden Pall dahingestellt bleiben, 
wie der mitbestimmungsfreie Bereich bei anderen Vergütungsfor­
men (z.,B. bei Beteiligungen, Prämien, Gratifikationen der 
verschiedensten Art und sonstigen Vorteilsgewährungen) abzu­
grenzen ist. Bei Ruhegeldzusagen muß jedenfalls der Arbeit­
geber folgende vier Vorentscheidungen frei treffen können, 
ehe das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats einsetzt:
a) Zunächst muß er in der Entscheidung frei sein, ob er 
überhaupt finanzielle Mittel für den Zweck der betrieblichen 
Altersversorgung zur Verfügung stellen will. Daraus folgt, 
daß nicht nur die Einführung, sondern auch die Einschränkung 
oder Abschaffung der betrieblichen Altersversorgung mitbe­
stimmungsfrei sind. Das bedeutet nicht, daß die Beschneidung 
von Ruhegeldanwartschaften auch arbeitsvertragsrechtlich ohne 
weiteres möglich wäre. Vielmehr muß ein Arbeitgeber, der die 
Rechtsstellung der einzelnen begünstigten Arbeitnehmer 
schmälern will, erhebliche Schwierigkeiten überwinden. Im vor 
liegenden Zusammenhang kommt es jedoch nur darauf an, daß 
ihn der Betriebsrat jedenfalls nicht daran hindern kann,
die gegebenen rechtlichen Möglichkeiten (z.B. Widerrufs­
rechte) zu nutzen.
b) Der Arbeitgeber ist ferner nicht durch Mitbestimmungs­
rechte in der Entscheidung darüber beschränkt, in welchem Um­
fange er Mittel für die betriebliche Altersversorgung zur
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Verfügung stellen will. Der Erste Senat spricht hier in ähn­
lichem Zusammenhang von der Entscheidung über die "finanziel­
le Grandausstattung" von einem "Dotierungsrahmen" (BAG AP Nr. 
1 zu § 87 BetrVG 1972 Werkmietwohnungen ^""unter II B 3 der 
Gründe_7; auch zur Veröffentlichung in Bd. 25 der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts bestimmt). Auch diese Frage stellt 
sich nicht nur bei der Einführung der betrieblichen Alters­
versorgung, sondern ebenso bei ihrer weiteren Entwicklung.
So kann der Arbeitgeber aus unternehmerischen Erwägungen 
frei darüber befinden, ob er die Altersversorgung in seinem 
Betrieb insgesamt erweitern oder reduzieren will, wobei er 
auch hier die individuellen Besitzstände und deren vertrags­
rechtlichen Schutz beachten muß.
c) Aber nicht nur der Gesamtumfang, sondern auch die 
Form der Versorgungsleistungen sind von so wesentlicher Be­
deutung für deren Finanzierung, daß ihre Auswahl zu den 
mitbestimmungsfreien unternehmerischen Grundsatz-Entschei­
dungen gehört.

Die betriebliche Altersversorgung wird im wesentlichen 
in vier Grundformen durchgeführt: Durch Direktzusagen, Un­
terstützungskassen, Pensionskassen und Versicherungen bei 
einem Versicherungsunternehmen. Jede dieser vier Versor­
gungsformen bietet dem Arbeitgeber ganz unterschiedliche Vor- 
und Nachteile, wenn man dabei auf die Fragen der Finanzie­
rung, der Haftung, der Beleihung, der steuerlichen Vortei­
le usw. abstellt. Oft scheiden je nach der Größe und 
Struktur eines Unternehmens und der Art der gewünschten 
Versorgungsleistungen zwei oder drei der theoretisch denk­
baren Versorgungsformen von vornherein als wirtschaft­
lich untragbar oder als unzweckmäßig aus. So kommen zum 
Beispiel für bestimmte Versorgungswerke u.U. nur Lebens­
versicherungen in Betracht, während für andere Unternehmen 
die Versorgung ihrer Arbeitnehmer durch Direktzusagen, 
Pensionskassen oder Unterstützungskassen günstiger sein 
kann.
d) Schließlich ist auch die abstrakte Abgrenzung des 
Arbeitnehmerkreises, der durch die betriebliche Altersver­
sorgung begünstigt werden soll, Teil der mitbestimmungs-
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freien Grundsatzentscheidung. Ein Arbeitgeber, der sich dazu 
entschließt, Leistungen für die betriebliche Altersversor­
gung zu erbringen, tut das normalerweise zu einem ganz be­
stimmten Zweck. Oft will er nur den Versorgungsbedarf einer 
abgrenzbaren Arbeitnehmergruppe decken, z.B. den der Arbei­
ter unter Tage oder der Außendienstmitarbeiter (wegen ihres 
erhöhten Berufsrisikos) oder der Arbeitnehmer derjenigen 
Einkommensgruppen, die durch die gesetzliche Rentenversiche­
rung nicht ausreichend abgesichert sind usw.. Zur Abgrenzung 
des begünstigten Personenkreises gehört auch die Frage, nach 
welcher Wartefrist Versorgungsleistungen erstmalig in Be­
tracht kommen, an welche Betriebstreue also eine Vergütung 
geknüpft werden soll.

Wenn die Abgrenzung des begünstigten Personenkreises mit 
Hilfe der Einigungsstelle gegen den Willen des Arbeitgebers 
geregelt werden könnte, wäre nicht auszuschließen, daß der 
vom Arbeitgeber bei der Einführung der betrieblichen Alters­
versorgung verfolgte Zweck verschoben würde. Eine gezielte 
Maßnahme könnte in eine breit gestreute Vergünstigung ver­
wandelt werden und umgekehrt. Auch das wäre mit der Freiwil­
ligkeit der betrieblichen Altersversorgung nicht vereinbar.
7. Unabhängig von dem vorstehenden zu II B 6 a - d der 
Gründe aus dem Grundsatz der Freiwilligkeit entwickelten 
Hegativkatalog bestehen auch im Bereich der betrieblichen 
Altersversorgung zwei Schranken der betrieblichen Mitbestim­
mung, die ebenso bei allen anderen Mitbestimmungsrechten zu 
beachten sind.
a) Soweit eine gesetzliche oder tarifliche Regelung be­
steht, werden die Mitbestimmungsrechte<fes Betriebsrats nach 
§ 87 Abs. 1 Satz 1 BetrVG 1972 verdrängt. In diesem Zusammen­
hang kommt vor allem das Gesetz über die Verbesserung der be­
trieblichen Altersversorgung vom 19. Dezember 1974- (BGBl. I, 
361o ff.; /BetrAVG7) in Betracht. Es regelt einige der vom 
Betriebsrat im vorliegenden Fall angesprochenen Fragen ab­
schließend, vor allem die Frage der Verfallbarkeit von Ver­
sorgungsanwartschaften beim Ausscheiden eines Arbeitnehmers 
vor Eintritt des Versorgungsfalles. - 14- -
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b) Arbeitgeber wie Betriebsrat sind an die Grundsätze 
von Recht und Billigkeit gebunden und müssen die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit der im Betrieb beschäftig­
ten Arbeitnehmer schützen (§ 75 BetrVG 1972), genau so, wie 
die Einigungsstelle in ihrer Entscheidungsfreiheit ent­
sprechend gebunden ist (Fitting-Auffarth-Kaiser, BetrVG,
11. Aufl., § 76 Anm. 32; GK-Wiese, BetrVG, § 7^ Anm. 81).
8. Innerhalb des vorstehend abgegrenzten Rahmens hat 
der Betriebsrat bei der Gestaltung der betrieblichen Al­
tersversorgung mitzubestimmen. In Anlehnung an den Wort­
laut des § 87 Abs. 1 Nr. Io BetrVG 1972 kann man hier von der 
Aufstellung von Versorgungsgrundsätzen und der Einführung, 
Anwendung und Änderung von Versorgungsmethoden sprechen.
In diesen Zusammenhang gehört auch die Gestaltung des 
"Leistungsplans", soweit nicht der Dotierungsrahmen und 
die Abgrenzung des begünstigten Personenkreises berührt 
werden.
a) Die Antragsgegnerin hat bei ihrer Anhörung in der 
Rechtsbeschwerdeinstanz die Besorgnis geäußert, der Be­
triebsrat werde mit einer Vielzahl von Änderungswünschen 
ihre Versorgungskonzeption stören und erhebliche Unruhe 
in den Betrieb tragen. Auch Professor Dr. H hat in
einem von der Antragsgegnerin dem Senat vorgelegten Gut­
achten die Befürchtung geäußert, die Betriebsräte seien 
möglicherweise versucht, ihr Mitbestimmungsrecht zu miß­
brauchen, indem sie - getrieben von dem Bestreben, Er­
folge vorzuzeigen - den Arbeitgeber durch gezielte Ände­
rungsanträge praktisch zwingen, den Dotierungsrahmen und 
den Kreis der begünstigten Arbeitnehmer zu erweitern.

An den geschilderten Bedenken ist richtig, daß dem 
Betriebsrat im Rahmen des § 87 Abs. 1 BetrVG 1972 grundsätz­
lich ein Initiativrecht zukommt, jedenfalls soweit keine 
Lohn- oder versorgungspolitischen Entscheidungen erstrebt 
werden (BAG Beschluß vom 14. November 1974- - 1 ABR £>5/73 - 
/~demnächst_7 AP Nr. 1 zu § 87 BetrVG 1972; Fitting- 
Auf farth-Kaiser, BetrVG, 11. Aufl., § 87 Anm. 3; GK-Wiese, 
BetrVG, § 87 Anm. 41 ff.; Hanau, RdA 1973, 281 /~285 ff. 
zu I V / ) . Ein Mißbrauch dieses Initiativrechts in der von 
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Hanau befürchteten Weise käme hingegen nur dann in Betracht, 
wenn ein Betriebsrat ohne Rücksicht auf den Dotierungsrahmen 
und ohne nähere Begründung beliebige Änderungsanträge stellen 
könnte. Das verstieße jedoch gegen den Grundsatz der vertrau­
ensvollen Zusammenarbeit C§ 2 Abs. 1 BetrVG 1972). Ein Be­
triebsrat, der eine Änderung der betrieblichen Altersversor­
gung wünscht, muß konstruktive Vorschläge machen. Will er er­
reichen, daß die Leistungen für bestimmte Arbeitnehmergruppen 
verbessert werden, so muß er darlegen, wie der vom Arbeitge­
ber vorgegebene Dotierungsrahmen gewahrt werden kann. In der 
Regel wird das bedeuten, daß er Leistungskürzungen an ande­
ren Stellen des Versorgungswerkes vorschlagen muß. Nur ein so 
begründeter Vorschlag läßt sich auf seine Sachgerechtigkeit 
und Billigkeit gemäß § 75 BetrVG 1972 überprüfen.
b) Im übrigen ist das Bild unvollständig, wenn nur an Än­
derung swünsche des Betriebsrats gedacht wird. Auch der Arbeit­
geber selbst ist unter Umständen daran interessiert, die be­
trieblich Altersversorgung umzugestalten und den Betriebs­
rat an der Neuordnung zu beteiligen. Nur im Wege einer Be­
triebsvereinbarung ist es nämlich praktisch möglich, eine 
betriebliche Ruhegeldordnung abzulösen und zu ändern. Ver­
tragsrechtliche Mittel erweisen sich in der Regel als untaug­
lich, die vielfältigen individuellen Besitzstände einer neuen 
kollektiven Regelung sinnvoll anzupassen Cvgl.zu diesem 
Problem BAG 22, 252 7"258 ff._7 = AP Nr. 142 zu § 242 BGB 
Ruhegehalt /"zu B der Gründe, Bl. 3 R _7 > BAG 23, 257
/~2̂ >7 ff._7 = AP Nr. 5 zu § 57 BetrVG /“zu II 4 der Gründe7).
c) Der Betriebsrat ist nicht auf die Beteiligung an Re­
gelungsfragen beschränkt. Über den vorstehend gekennzeichne­
ten Rahmen hinaus hat er das Recht, jede Versorgungsordnung 
auf ihre Vereinbarkeit mit § 75 BetrVG 1972 zu überprüfen. 
Soweit er eine Verletzung von Recht und Billigkeit im Sinne 
dieser Vorschrift feststellt, kann und muß er Abhilfe fordern 
Insoweit sind auch die Gründungsentscheidungen des Arbeitge­
bers, insbesondere die Abgrenzung des begünstigten Personen­
kreises und der entsprechende Dotierungsrahmen, nicht unab­
änderlich. -  16 _
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In der Praxis erweisen sich die Änderungswünsche der 
Betriebsräte häufig als Kritik an der Billigkeit einer Ver­
sorgung sregelung. Auch im vorliegenden Verfahren ist den 
bei den Akten befindlichen Betriebsratsprotokollen zu ent­
nehmen, daß der Antragsteller möglicherweise weniger die 
Zweckmäßigkeit als die Rechtmäßigkeit der Versorgungsordnung 
vom 15. Dezember 1972 angreifen wollte. Das bedarf jedoch 
näherer Begründung und Aufklärung.
d) Seine Mitbestimmungs- und Überwachungsrechte kann 
der Betriebsrat nur ausüben, wenn er rechtzeitig und um­
fassend über die Pläne des Arbeitgebers hinsichtlich der 
betrieblichen Altersversorgung unterrichtet wird. Deshalb 
hat er ein entsprechendes Recht auf Information (•§ 8o Abs.
1 Nr. 1, §§ 75» 87 Abs. 1 Nr. Io BetrVG 1972» vgl. dazu 
BAG AP Nr. 1 zu § 118 BetrVG 1972 /"zu III 3 der Gründe_7). 
Insbesondere umfangreiche und differenzierte Versorgungs­
werke, wie das im vorliegenden Pall zu beurteilende, be­
dürfen einer sorgfältigen Erörterung und Prüfung, bevor 
sie ihre endgültige Passung erhalten. Diesem Gebot hat die 
Antragsgegnerin nicht entsprochen.

Die Antragsgegnerin hat sich bei ihrer Meinungsbildung 
allein auf den Rat des von ihr beauftragten Pachinstituts 
verlassen. Der Senat verkennt nicht, daß eine solche ver­
sorgungsrechtliche, versicherungsmathematische und steuer­
rechtliche Begutachtung häufig zweckmäßig und unter Umstän­
den sogar unerläßlich sein wird. Das bedeutet jedoch nicht, 
daß der Arbeitgeber seine Pläne zunächst ausschließlich mit 
einem Bachinstitut beraten müßte und den Betriebsrat erst 
informieren könnte, wenn die vorgesehenen Regelungen bis 
ins Detail formuliert sind. Vielmehr erscheint es im all­
gemeinen sachgerechter, den Betriebsrat schon vorher über 
die entscheidungsbedürftigen Prägen und Alternativen zu 
unterrichten und ihm auch Gelegenheit zu geben, zu Pormu- 
lierungsentwürfen Stellung zu nehmen. Wäre die Antragsgeg­
nerin in dieser Weise verfahren, so hätte sie nicht nur das 
Informationsrecht des Betriebsrats gewahrt, sondern auch 
nach aller Wahrscheinlichkeit die von ihr befürchtete Be­
unruhigung der Belegschaft vermeiden können.
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9. Der Senat kann auf der Grundlage der bisher getroffe­
nen tatsächlichen Feststellungen in der Rechtsbeschwerdein­
stanz nicht abschließend entscheiden. Es geht dem Betriebs­
rat um die Feststellung seines Informationsrechts und darü­
ber hinaus auch darum, auf die Ausgestaltung der Versorgungs­
ordnung Einfluß nehmen zu können. Ob letzteres Begehren be­
rechtigt ist, läßt sich nicht abstrakt beantworten.

Die vorgelegten Betriebsratsprotokolle lassen die Vor­
stellungen des Antragstellers nur unvollkommen erkennen. Teil­
weise geht es diesem offenbar nur um Formulierungsfragen, 
ohne daß sachliche Meinungsverschiedenheiten festzustellen 
wären. Insoweit werden die Beteiligten wohl kaum die Arbeits­
gerichte bemühen wollen. Andere Änderungsvorschläge betref­
fen Fragen, die inzwischen durch das Gesetz über die Verbes­
serung der betrüblichen Altersversorgung geregelt wurden. 
Diese Anträge haben sich inzwischen erledigt. Schließlich 
scheint der Betriebsrat in einigen Punkten der Ansicht zu sei 
daß die vorgenommeneaDifferenzierungen unbillig sind oder 
gar den Gleichbehandlungsgrundsatz verletzen. Das müßte näher 
begründet werden. Ob darüber hinaus auch Regelungsfragen hin­
sichtlich des Leistungsplans im Streit sind, ist nicht klar 
zu erkennen. Jedenfalls hat der Betriebsrat bisher keine 
konstruktiven Änderungsvorschläge entwickelt, wie sie nach 
Ansicht des Senats in diesem Falle erforderlich wären Wgl. 
oben zu II B 8 a).

Das Landesarbeitsgericht ist allen diesen Fragen nicht 
nachgegangen, weil es mit den Parteien davon ausging, daß 
nur eine Mitbestimmung nach § 87 Abs. 1 Nr. 8 BetrVG 1972 
in Betracht kommen könne. Es wird nunmehr auf eine Neuformu­
lierung und Präzisierung des Beschlußantrages hinwirken und 
den Beteiligten Gelegenheit geben müssen, ihren Sachvortrag 
zu ergänzen.
gez. Dr. Stumpf Dr. Thomas Dr. Dieterich

LichtensteinEngel
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